
1.95
statt 2.70

Bio Bananen, Fairtrade
Kolumbien/Peru, per kg,
gültig vom 18.3. bis 21.3.2021

27% Gesamtes Erwachsenen-
Bekleidungs-Sortiment
mit Wäsche, Strumpfwaren, Schuhen, Handtaschen,
Accessoires und Gürteln, (ohne SportXX),
z.B. Bio Damen-Top schwarz, Gr. M, pro Stück,
8.95 statt 14.95, gültig vom 18.3. bis 21.3.2021

40%

Gesamte Baby- und Kinderbekleidung
mit Kinderschuhen, z.B. Overall anthrazit,
Gr. 104, 2-teilig, 17.95 statt 29.95,
gültig vom 18.3. bis 21.3.2021

40%

Gültig von Do–So

Wochenend
Knaller

Solange Vorrat.
Bei allen Angeboten sind M-Budget und
bereits reduzierte Artikel ausgenommen. Genossenschaft Migros Basel

2.90
statt 3.80

Beinschinken
geräuchert
Schweiz, per 100 g,
in Selbstbedienung

23%
1.65
statt 1.95

Avocados
Spanien/Marokko, pro Stück

15%
7.90
statt 9.90

Spargeln weiss
Peru, Bund, 1 kg

20%

12.60
statt 18.–

M-Classic Lachsfilet ohne Haut, ASC
Zucht aus Norwegen, 380 g, in Selbstbedienung

30%

Wochen-
Hits
16.3. –22.3.2021
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Man sieht sie kaum, sie stehen
vor dem Eingang des Congress
Center in Basel, versteckt hinter
denGewerkschaftern desVPOD.
Es sind Studentinnen und Stu-
denten, sie verteilen kleine, aus
Zeitungspapier gebastelte Blu-
men. Sie tun es leise und unauf-
dringlich; ihr Anliegen klingt
mehr nach einem Hilferuf als
nach einer Forderung: #vergiss-
meinnicht steht auf denweissen,
zusammengerollten Flugblät-
tern, die sie an diesemverregne-
ten Mittwochmorgen den vor-
beigehendenGrossrätinnen und
Grossräten in dieHand drücken.

Fast zeitgleichwenden sich die
Basler Jungparteienmit einemof-
fenen Brief an die National- und
Ständeräte und an die Regie-
rungsräte undFraktionspräsidien
des Kantons Basel-Stadt.Auch an
sie die Bitte: Vergesst uns nicht!
Von den Juso über die Junge Mit-
te bis hin zur Jungen SVP, von
ganz links bis ganz rechts, denn
Corona und seine Folgen kennen
keine Parteigrenzen – sie alle for-
dern Ressourcen für psychologi-
sche Betreuung von Kindern, Ju-
gendlichen und jungen Erwach-
senen. Und zwar jetzt.

Solidarität bewiesen
Die Jungpolitikerinnen und
-politiker erinnern in ihrem
Schreiben an denwertvollen Bei-
trag, den Jugendliche und junge
Erwachsene während der Pan-
demie geleistet haben und im-
mer noch leisten.Aus Solidarität
mit den vulnerablen Menschen,
und das sei auch richtig so.
Gesundheitsminister Alain Ber-
set hat sie dafür in seiner Rede
vom 17. Februar gelobt.

Doch so wichtig dieses Lob sein
mag – damit ist eswohl nicht ge-
tan. Es brauche mehr, finden
auch dieVertreterinnen undVer-
treter der Basler Jungparteien.
Verschiedene Medienberichte
undAktionen von Jugendvertre-
tungsverbänden hätten auf die
prekäre psychische Situationvon
Kindern, Jugendlichen und jun-
gen Erwachsenen aufmerksam
gemacht. Umso wichtiger sei es,
dass psychologische Betreu-

ungsplätze schnell verfügbar sei-
en, damit die Krisensituationvon
Kindern und Jugendlichen ent-
schärft werden könne. Im Mo-
ment seien diese knapp, und die
finanzielle Hürde fürviele Fami-
lien und Jugendliche sei zu gross.

Eine Möglichkeit, um die Si-
tuation der Betroffenen zu ver-
bessern und die dringend benö-
tigten Therapieplätze zu schaf-
fen, ist der Wechsel vom
Delegations- zum Anordnungs-

modell. Es geht darum,dass Psy-
chotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten künftig nicht mehr
unterAufsicht einesArztes arbei-
ten müssen, sondern auf ärztli-
cheAnordnung selbstständig tä-
tig sein können.

Der Bundesrat unterstützt
diese Umstellung,wie er im ver-
gangenen Juni mitteilte. Die An-
ordnung durch eine Hausärztin
oder einenHausarzt ermögliche
einen einfacheren und früheren

Zugang zur Psychotherapie als
die bisher erforderliche vorgän-
gige Konsultation bei einer Fach-
ärztin oder einem Facharzt für
Psychiatrie und Psychotherapie.

Es liegt nun am Bundesrat,
den Systemwechsel zu vollzie-
hen.Die nationalen Politiker, der
Regierungsrat und die Frak-
tionspräsidien im Grossen Rat
des Kantons Basel-Stadt sollen
in Bern darauf hinwirken, for-
dern die Jungparteien und schla-

gen einen Deal vor: «Wir geben
weiterhin unser Bestes, dafür
vergessen Sie uns und unsere
psychische Gesundheit nicht.»

Viel Stress für Jugendliche
Sie wünschen sich zudem, dass
national wie auch kantonal die
Weichen fürmehrniederschwel-
ligeAngebote für Kinder und Ju-
gendliche sowie junge Erwach-
sene gestellt werden. Daran
arbeitet bereits die Baselbieter
Grünen-Nationalrätin Florence
Brenzikofer. Die dreifache Mut-
ter und Sekundarlehrerin ist
überzeugt, dass es rasch zu-
gänglicheAngebote aufmedizi-
nisch-psychiatrischer Ebene
braucht. Sie reicht am Freitag im
Nationalrat eine Motion dazu
ein.

Brenzikofer will zudem vom
Bundesratwissen,wie der Stress
an Schulen undUniversitäten re-
duziert werden kann. Sie stützt
sich dabei auf den Policy-Brief
der Swiss National Covid-19 Sci-
ence Taskforce vom 20. Januar
2021.UmpsychischenProblemen
vorzubeugen und entgegenzu-
wirken, empfiehlt diese unter an-
derem, Stress zu reduzieren.
«DasGefühl, dass sie in derSchu-
le etwas verpassen, wenn sie in
Quarantäne sind, oder im Fern-
unterricht den digitalen Anfor-
derungen nicht gewachsen sind,
löst bei vielen Stress aus», sagt
Brenzikofer. «Es ist unglaublich,
welche Last Kinder und Jugend-
liche in dieser Pandemie tragen
müssen.Und sie sind sehrgut da-
rin, es zu verbergen.»

Deshalb: #vergissmeinnicht.

Alessandra Paone

«Vergesst uns nicht!»
Forderung der Jungparteien Jugendlichen soll der Zugang zu Therapiemöglichkeiten erleichtert werden.

Während der Pandemie fallen viele Freizeitangebote für Jugendliche weg. Foto: Manuel Zingg

Thomas Dähler

Noch hat der Regierungsrat nur
eine Auslegeordnung verab-
schiedet. Doch es zeichnet sich
ab, dass sich der Kanton in na-
her Zukunft an der Finanzierung
der Primarschulen wird beteili-
gen müssen, wie es der Verband
Basellandschaftlicher Gemein-
den (VBLG) verlangt. Gemäss
dem 2017 von den Stimmberech-
tigten beschlossenen Verfas-
sungsartikelmüssen die Zustän-
digkeit für eineAufgabe und de-
ren Finanzierung beim selben
Gemeinwesen liegen.

Seit langemmonieren die Ba-
selbieter Gemeinden, sie müss-
ten zunehmendmehrGeld fürdie
Finanzierung derPrimarschulen
in die Hand nehmen, weil der
Kanton Regulierungen vorneh-
me, die die Gemeinden finanzie-
ren müssten. Im vergangenen
August hat derVBLG deshalb der
Bildungsdirektion in Liestal
einenVorschlag unterbreitet,wie
erVerantwortung und Finanzie-
rung künftig teilen möchte. Der
Regierungsrat hat jetzt eineAus-
legeordnung der verschiedenen
Zuständigkeits- und Finanzie-
rungsvarianten vorgenommen.

Chancengleichheit wahren
Dabei zeichnet sich ab, dass die
von den Gemeinden favorisierte
Lösung auch beim Kanton An-
klang findet. Die Gemeinden

schlagen vor, dass sich der Kan-
ton an den Lohnkosten der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter
derGemeindeschulen imUmfang
der kantonalen Entscheidungs-
befugnisse beteiligt. ImKlartext:
DerRegierungsrat und derLand-
rat sollen künftig keine Beschlüs-
semehr fällen, derenAuswirkun-
gen nicht auch aus der Kantons-
kasse bezahlt werden.

DieAuslegeordnung hat erge-
ben, dass Extremlösungen chan-
cenlos sind. Es wird nicht dazu
kommen, dass die Gemeinde-
schulen kantonalisiert werden.
Und es wird auch nicht dazu
kommen,dass allein die Gemein-
den über ihre Primarschulen be-
stimmen. Im Vordergrund steht
eine Lösung, welche die Chan-
cengleichheit aller Schülerinnen
und Schüler aus allen Gemein-
den im Baselbiet wahrt – und
welche gleichzeitig sicherstellt,
dass die Gemeinden mit guten
Schulen für eine entsprechende
Standortattraktivität sorgen
können. ImFokus stehenVerbes-
serungen und keinesfalls Nivel-
lierungen nach unten.

An ihrer Tagsatzung haben
die Gemeinden festgehalten,
dass sie das Einzugsgebiet ihrer
Schulen autonom festlegenwol-
len.Mehrheitlichwollen sie auch
für Erstellung,Unterhalt und Fi-
nanzierung der Schulhäuser auf-
kommen. Bei den Lehrkräften
soll der Kanton mindestens 50

Prozent der Lohnkosten finan-
zieren. Dabei sollen die Anstel-
lungen auch in Zukunft bei den
Gemeinden bleiben, doch solle
der Kanton Lehrplan, Stunden-
tafel und Anzahl Lektionen be-
stimmen – die Details müssten
im Rahmen eines Projekts aus-
gehandelt werden.

Die Kantonsregierung hat in
der Folge die Regelungen in
mehreren Kantonen verglichen
und für das Baselbiet die Vor-
und Nachteile von sechs Varian-
ten geprüft. Dabei befürwortet
die Regierung eine Variante, die
eine kantonale Mitfinanzierung
in Form einer Schülerpauschale
imUmfangvon ungefähr 50 Pro-
zent der Lohnkosten vorsieht.

Dies sei zwar kompliziert, aber
unter Einbezugvon Erfahrungen
anderer Kantone lösbar. Und vor
allem: Die Chancen, dass diese
Lösung breit akzeptiertwird, sei-
en gut.

Folgen für Finanzausgleich
Doch wenn sich Regierung und
Parlament zu einem solchen Sys-
tem entschliessen, dürfte dies
auch Folgen auf das heutige
Steuersystem und auf den Fi-
nanzausgleich zwischen den Ge-
meinden haben. Schon heute
nämlich beteiligt sich der Kan-
ton an den Kosten: In geringem
Masse nämlich entschädigt er die
Gemeinden über Lastenabgel-
tungen und über eine Pauschale
für die sechsten Klassen, die erst
mit Harmos an die Gemeinden
übergingen.

Eine neue Lösung müsste
einen neuen Steuerschlüssel
zwischen Kanton und Gemein-
den zur Folge haben.Der Steuer-
fuss der Kantonssteuern würde
steigen, derjenige der Gemein-
desteuern sinken.Und in der Fol-
ge müsste auch der Finanzaus-
gleich an das neue Niveau der
Gemeindesteuern angepasst
werden. Eine bessere Lösung für
die Gemeindeschulen müsste
entsprechend von einerNeuord-
nung der Finanzen zwischen
Kanton und Gemeinden beglei-
tetwerden – eine anspruchsvol-
le Aufgabe für alle Beteiligten.

Neue Lösung für die Schulfinanzen gesucht
Primarschulen im Baselbiet Wer befiehlt, soll auch zahlen: Der Kanton Baselland dürfte bald die Gemeindeschulenmitfinanzieren.

Wer bezahlt künftig die Primarschulen? Kanton und Gemeinden
gemeinsam? Foto: Pat Lüthy

Im Fokus stehen
Verbesserungen
und keinesfalls
Nivellierungen
nach unten.
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